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o^jerassistent
])as materielle Zivilrecht wie aucItdasZivilverfahrcnsrccht befassen 
sich mit den theoretischen Fragen der Vermutungen, ersteres im Rahmen 
der Rechtsnormlehre. letzteres in dem der Beweisführung.
Die materiell-zivilrechtliche Literattu- des vergangenen Vierteljahr­
hunderts beschäftigte sich beinahe überhaupt nicht mit diesem Thema, 
abgesehen von einigen Verfassern. die es im Rahmen eines größeren 
Werkes kurz behandelten.' Auch im sozialistischen Zivilverfahrensrecht 
erfuhren die Probleme der Vermutungen eine nicht minder schlechte 
Behandlung-. Dagegen wurde ihnen im sozialistischen Strafverfahrens­
recht mehr Aufmerksamkeit geschenkt, wo theoretische und praktische 
Fragen der Vermutungen in den Diskussionen über die Vermutung der 
Schuldlosigkeit eine größere R( Ile sp ieß en d
Die bürgerliche Rechtswissenschaft widmete den Vermutungen' 
einen sehr großen Platz und hier war die Diskussion dieser Frage am 
schärfsten. Es gelang aber auch dort nicht einen einheitlichen oder zu ­
mindest dominierenden Standpunkt zu findend der Schöpfer
einer Theorie über die Vermutungen, beginnt die Entwicklung seiner The­
orie mit folgenden resignierten Worten: ,,Nirgends herrscht eine solche 
Sprachverwiidcrung und Begriffsverwirrung, wie in der Lehre von den 
Vermutungen. Van kann ruhig sagen, daß es bisher noch nicht gelungen 
ist, den Begriff der Vermutung aufzuhellen "d
Auch in der sozialistischen Rechtswissenschaft kristallisierte sich 
kein herrschender Standpunkt aus. Auch hier begegnen wir beinahe allen 
Arten der früheren Lehren über die Vermutungend
Das Studium des sehr umfangreichen bürgerlichen Literaturmaterials 
über die Vermutungen und der sozialistischen L iteratur verhalf zur 
Überzeugung, daß in einem bedeutenden Teil der Fälle hinter den ein­
ander gegenüberstehenden Theorien kein meritorischer Gegensatz, son­
dern eine Begriffsverwirrung, ein Gebrauch des Wortes in verschiedenem 
Sinn und mit Inkonsequenz verborgen ist. Außerdem verhindert auch 
die Tatsache, daß die Anschauungen auf keinen gleichen Nenner gebracht 
werden können, daß der Begriff der Beweislast von den verschiedenen
Verfassern verschieden gedeutet und auch nicht immer im seihen Sinn 
gebraucht wird". Eine so große Streuung der Meinungen und Anschau­
ungen kann dem Wesen nach auf  zwei Ursachen zurückgeführt werden.
Neben dem ais unfruchtbar zu betrachtenden terminoiogischen 
Streit ist der Gegensatz in der Frage bereits reeii, weiche Wirkung die 
Erscheinungen, die un ter  den Begriff der Vermutung faiien, auf die 
Beweisführung ausüben. H inter diesem rein theoretisch scheinenden 
Streit sind die theoretischen und praktischen Fragen der Verteiiung, der 
Begeiung der Übernahme des Beweisrisikos verborgen, die sowoid bei 
der Rechtsschaffung, wie auch bei der Rechtsanwendung von großer 
Wichtigkeit sind.
Von der richtigen oder unrichtigen Verteiiung des Beweisrisikos 
hängt oft die praktische Mügiichkeit des Geitendmachens eines Anspruchs, 
oder in vieien Fäiien auch seine Unmögiichkeit ab. Es genügt, wenn wir 
h iernuraufdcnw esenttichen Unterschied zwischen dem direkten und dem 
rechtfertigenden Beweissystem hinweisen.
Wir möchten iti diesem Aufsatz versuchen, den Begriff der Vermu­
tung  unter Verwendung der bisher entwickeiten Standpunkte zu bestim­
men. Wir untersuchen das Ziviigcsetzbuch (ZGB) und das Famiiien- 
gesetzbuch (FGB) daraufhin, wo der Gesetzgeber eine Vermutung a n ­
wendet. Wir befassen uns mit eier Frage, weichen Einfluß die Vermutun­
gen im Ziviiprrzeß die Beweisführung ausüben und was ihre rechtiiche 
Natur ist.
]. Die (praesumptio facti), mit anderem W< rt die
Annahme, ist auf der Erfahrung des tägiiehen Lettens aufgebaut. Sie ist 
das Ergebnis jener Beobachtung, daß gewisse Erscheinungen im aiigemei- 
nen, aber nicht notwendigerweise, untereinander im Zusammenhang 
stehen. ,.Wcnn eine Erscheinung beobachtet werden kann, so muß ode r 
mußte auch eiie andere Erscheinung vorirane'en sein.""
Anhanei eier natüriiehen Vermutungen müssen wir uns auch mit eiern 
iogise-hen Prozeß der Aufstehung einer Vermutung, mit der ie gischen 
S truk tur  eier Vermutung befassen, weiidiedicsbezügüchcn Feststeüuugen 
bei der Bestimmung eier Begriffsmerkmaie einer Vermutung ais Wegwei­
ser ebenen können.
Die iogische S truk tur  der Vermutung ist ein hype thetisehes Urtei!. 
Im bedingten Zusammenhang zweier Tatsachen oder Prozesse nennen 
wir in eier Reciitsiiteratur eiie hedingeneie — eien vermuteten Umstand 
im aiigemeinen ausiösende — Tatsache ccrwa/car/c Tatsae he, (Vorauset- 
zung der Vermutung, serg. Vennutungbosis) die daeiurch hervorgerufene 
Erscheinung aber rcrweeMe Tatsache. Die vermutende und eiie ver­
mutete Tatsaehe sinei die beieien Thesen eies hypothetischen Urtciis. Wir 
künnen eine Foigcrung von eier vermutencienaufeiie vermutete Tatsache, 
aber auch umgekehrt abieiten*". Nach S/royoMbRe*/' hat eiie Vermutung 
eine iogische Femme): Wenn A ist, so ist aueh B."
Eine auf aiigemeiuer menschiicher Erfahrung beruhende soiehe 
Erfahrung dieser S truktur ist z.B., wenn wir aus eier Tatsache des Schnee- 
faiis auf  die Rutschigkcit der Wege foigern, e eier wenn wir aus der T a t­
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sa,che, daß der Giäubiger die Quittung von der Übernahme der kreditier­
ten Summe dem Schutdncr xurtickgegebcn hat. darau f  schiießen, daß der 
Schuidner seine Sctmid iiegiiehen )iat.
Die natüriiehen Vermutungen, die hvpotiietischen Urteiie. die eine 
täghehe Lebenserfahrung widerspiegein, können im Ziviiprozeß in der 
Beweisfitiirung zu einer rcehtüehen Bedeutung kommen. Bei jedem indi­
rekten Beweis steilen wir einer natüriiehen Vermutung gegenüber.
Ob eine natüriiehe Vermutung angewendet werden kann, das e n t ­
scheidet das Gericht in seinem diskretionären Rechtskreis. Im Faiie 
der Wahrheit, des Beweises der vermutenden Tatsache, kann der Richter 
a u f  das Eintreten, auf  die Wahrheit jener vermuteten Tatsache schiießen, 
die eigentiieh zu beweisen ist. Natüriieh ist eine mehrfach zusammen­
gesetzte Foigerungskette bei der indirekten Beweisführung vorsteiibar.
Die Anwendung der natüriiehen Vermutung berührt nicht die Tei- 
iung der Bcweisiast und ändert nicht die Beweisthese, d.h. das, was zu 
beweisen ist. Die Anwendung der natüriiehen Vermutung ermögiieht 
eventueii, daß das Gericht durch indirekte Beweisführung die W ahrheit 
oder Unwahrheit einer zu beweisenden reievanten Tatsache feststeiit. 
Es kann zur Anwendung einer natüriiehen Vermutung, also zur indirekten 
Beweisführung nur dann kommen, wenn keine zur direkten Beweisfüh­
rung geeigneten Beweise zur Verfügung stehen. Die Viügiichkeit der An­
wendung einer empirischen These enthebt den Richter nicht der Suche 
nach direkten Beweisen.
Im Faiie der indirekten Beweisführung muß die Wahrheit der ais 
Grundiage der Foigerung dienenden Tatsache unzweifeihaft feststehen, 
es ist also eine ro?ie Beweisführung erforderiieh. Ein Xwtifci an der W ahr­
heit der vermutenden Tatsache macht bereits die Anwendung der n a tü r ­
iiehen Vermutung unmögiieh. im Faiie eines Zweifeis gegenüber der 
Wahrscheiniichkeit der Foigerung kann die vermutete empirische These 
nicht mein- festgesteiit werden. Im Faiie einer natüriiehen Vermutung 
genügt also ein ,,non Ihpict" gegenüber sowohi der vermutenden, wie 
auch der vermuteten These zur Außeracht'assung der Vermutung.
2. Es ist eine aiigemein angenommene These, daß sich die yesets- 
/A'AfFer/MM/MMye?: (praesumptio iuris) von den natüriiehen V ermutungen 
darin unterscheiden, daß eine gesetziiehe Vermutung eine durch Rechts­
norm festgelegte Vermutung ist. Es besteht aber kein Einverständnis in 
der Frage, wann eine Vermutung als durch ,.Rechtsnorm" festgeiegt zu 
betrachten ist. Nur dann, wenn die Rechtsnorm beide struktureiie Eie- 
mente der Vermutung, nämiieh die vermutende und die vermutete T a t ­
sache ausdrückiieii enthäit, oder aber auch dann, wenn nur ein s truk tu r­
eiles Eiement. die rerwM/eie 7'a/sac/;eim Text der Rechtsnorm zum Ausd­
ruck kommt, steilen wir einer gesetzlichen Vermutung gegenüber. ' '  
Letztere Erscheinung ist terminoiogisch ,.selbständig" geworden und 
wird in der Fachiiteratur ais Interimstwahrheit erwähnt.*'
Wir begegnen auch einer seichen Anschauung, die jede Rechtsnorm 
für eine Vermutung hält, weiche die Wörter Fennn/nny, ternnden enthäit . 
Manche sehen sogar die Offenbarung der gesetzlichen Vermutung auch
D IE  V E R M U T U N G E N  U N D  I H R  E I N F L U S S  A U F  D IE  B E W E I S F Ü H R U N G  ] 3 g
(!iU'in, wenn die Rechtsnorm die Feigen der Gnbeweisbarkeit gewisser 
'[at))estan(ise]emente sinngemäß o(ier ausdriickhch xum NactBei) der 
einet) Partei, die Feigen der L'nbeweisbarkeit anderer Tatbestandscfc- 
tnente zut)) Nac))teh der anderen Partei nimmt. Demnach ist auch in der 
Regeiung det ieiiung <ier fleweis!<)st eine gesctxhche \ermutun<'aus(fe- 
(irückt'3.
tJnserer Auffassung t)ach kennen wir eine termineiegische Kfarheit 
utni die Ausitiidttng einer einheitiiehen Terminohgie (ianti erreichen, 
went) wir jene Kennzeichen, jene Kriterien fit)(ien. die die gesetxfichcn 
Vermutttngen eitnieutig von jenen Erscheinungen unterscheiden, die die 
verschiedene)) Verfasser aufgrund gewisser gemeinsamer Züge diesem 
Begriff untererdnen. Diese Kennzeichen sind einerseits in der S truktur 
der Zivih-eehtsnormen. andererseits in ihren Einfluß au f  die Beweis­
führung im Zivifprozeß zu suchen.
Eine Zivih-cchtsnorm kann in) attgemeinen in (frei strukiureiie Eie- 
mente geteiit wer(iet): Tatt)est:)t)d. Recf)tswirkt)t)g und Sanktion. Vom 
Gesichtspunkt ut)seres Themas verdienen nur dieersten ))ei(fen Beachtu))(c 
Der Tatbestand ist die Gesamtheit von Tatsache)), (he im Fähe ihrer 
Verwirkhchungdie mit ihr verbundene Rechtswirkung austesen. Jt)) Zivif- 
[trozeß kann dateer das Gerietet in) attgemeinen den Eintritt  der Rcchts- 
wirkung feststehen, wenn der Tatbestand bewieset) ist.
tn gewisse)) Patten weicht der Gesetzgetter -  mit einen) bestimmen 
Ziet -  von dieser iibhehen Lösung, von diesem Konstruktionsprinxip ab. 
Zwei Formen der Abweichung weisen gemeinsame Kennzeichen auf.
Der Gesetzgeber steht in gewissen Patten neben den zur Austöstmg 
der Rechtswirkung geeigneten ursprüngtichcn oder ideaten Tatbestand 
einen davon abweichenden, uttg/tcZ/cnden (praktischen) Tatbestand auf 
und verfügt, daß im Fähe der Verwirkhchung des aushetfenden T a t­
bestandes auch der ursprünghehe. (he Rechtswirkung austösende T a t­
bestand ats eingetreten zu betrachten ist. ft) diesem Patte konstruiert der 
Gesetzgetter aufgrund der Formet eines bedingte)) h rteüs den Tatbe­
stand. Beide t hesen sind vorhanden: die vermutende und die vermutete 
Tatsache, bxw. der Gmstand.
(tj Es gibt auch Rechtsnormen, bei denen der zur Austösung der 
Rechtswirkung erforderhehe Y'odn-.sVute/ fortgetassen ist u))(t
sta tt  dessen t)ur ei)) (rns/tcJ/eudcr vert))u<et)der Tat!)estan(t aufget)otntnen 
ist und so verfügt wird, (faß in) batte de)* Verwirkhchung, des Beweises 
des vermutenden Tatbestandes das Bestehen (eventueh das Nichtbeste­
hen) eines Rechtes oder eines Rcchtsverhäitnisses festxustehen ist. Hicr 
sind die Konstruktionsetemente der Rechtsnorm die renntdendf To/.swAe 
un(t (fas rcrnttdc/c 7fcc/t/. Auch in (tiesen) Fatte sind beide Thesen des be­
dingten Grteits aufxufinden.
f t)sercr Ansicht nach kann von einer gesctztichen Vermutung in 
,,fach!ichem Eit)n * nur dann die Rede sein, wenn der Gesetzgeber eine der 
oben erwähnten Konstruktionsmethoden bei der Konstruktion der Rechts­
norm anwendet, dann atso, wenn er in dic 77ec/t/&nor/n beide Thesen (fes 
bedingten Urteits die vermutende utuf die vermutete These ein&UM/.
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DIE VERMUTUNGEN UND IHR EINFLUSS AUF DIE BEWEISFÜHRUNG Ig­
ln  Abhängigkeit davon, ob die rcr;a;de/c ?7mse eine Tatsache oder 
ein Recht ist. können wir zwischen yegf/z/io/'fH 7'u/Ac¿7coc/- A'erA/.s- 
leirAMayrernndawyeM unterscheiden.
Der Gesetzgeber beabsichtigt durch eine soiche Feststetiung des 
Tatbestandes der Rechtsnorm, des Verhältnisses zwischen Tatbestand 
und Rschtswirkung ein bestimmtes Ziel zu erreichen, denn er weicht 
deshalb von der üblichen Lösung ab. Die Untersuchung dieses Zieles 
führt uns zum anderen unterscheidenden Kriterium, zum Einfluß der 
eine Vermutung enthaltenden Zivilrechtsnorm auf die Beweisführung, 
der vom Einfluß sowohl der mit der üblichen Methode In m inde r ten ,  
wie auch der mit einer anderen ,,speziellen" Met hode konstruierten Rechts­
norm auf die Beweisführung abweicht.
Ein gemeinsamer Zuti beider Typen der gesetzlichen Vermutungen 
ist. daß der Gesetzgeber die zu erwartenden Schwierigkeiten der Beweis­
führung erleichtern möchte. Er will das Risiko der Beweisführung ver­
ringern. Im allgemeinen ist dies das Ziel und der Sinn der Schaffung einer 
Vermutung.
Es ist nicht als ein bestimmendes Kriterium der Vermutungen zu 
betrachten, daß ihnen gegenüber eine Gegenbeweisführung stattfinden 
kann, denn eine Gegenbeweisführung ist auch ( hne Vermutung zulässig."*
Nun wollen wir untersuchen, welche Bestimmungen des ZGB und 
FGB gesetzliche Vermutungen enthalten und welchen Einfluß diese auf 
die Beweisführung ausüben.
ZGB $ 23 enthält eine gese/x/mAc Tu/Ar^/roa/rcraoM/Mag. indem aus 
der Tatsache des Verschwindens au f  die Tatsache des Todes geschlossen 
wird: ZGB § 2ö3 Abs. 2. wonach, wenn jemand mit einem Familienange­
hörigen einen Vertrag schließt, womit einer dritten Person die Befricdi- 
gungsbasis entzogen wird, so ist die Unentgeltlichkeit des Vertrages und 
die böse Glaube des Angehörigen zu vermuten. Hier folgert das Gesetz 
aus der Angehörigen<[ualität au f  die Unentgelt lichkeit des Vertrages und 
a u f  den bösen Glauben der vertragschließenden Partei: ZGB § 488 Abs. 
2. worin im Falle eines Fracht vertrages aus der Übernahme der Sendung 
au f  die Annahme der Fracht, ferner von dem Tage der Unterzeichnung 
des Frachtbriefes auf den Tag der Übernahme gefolgert wird.
FGB § 3f) Abs. 2 betrachtet aufgrund der Tatsache des Bestehens 
einer Vermögensgemeinschaft der Eheleute ein entgeltliches Geschäft, das 
von einem der Eheleute geschlossen wurde, als ein solches, das mit Zu­
stimmung des anderen geschlossen wurde.
Die gesetzliche Tatbestandvermutung erleichtert dadurch die 
Beweisführung, daß nicht der die Rechtswirkung austüsende ursprüng­
liche Tatbestand zu beweisen ist, der im allgemeinen nur unter großen 
Schwierigkeiten zu beweisen wäre, sondern s ta t t  dessen der leichter 
beweisbare vermutende Tatbestand. Im Falle der Bewiesenheit der 
vernmtenden Tatsache ist das Gericht verpflichtet, die Verwirklichung 
der vermuteten Tatsache festzustellen. Die Folgerung von der verm u­
tenden Tatsache auf die vermutete Tatsache wird von der Rechtsnorm
seihst durciigeftiiirt, was das Gericht solange tiindet, bis das Gemente)] 
iiewiesen ist.
Die Gegenbeweisführung gegen den eine Vermutung nicht entiiai- 
tencien la tb e s ta n d  kann in zwei Richtungen erfoigen. Es kann darauf 
gerichtet sein, daß (he rc/aia/cia/c Tatsaciie nicht verwirkiieht wurde. 
Bei einer seichen Beweisführung kann es schon genügen, wenn das E in­
treten der vermutenden Tatsache zweifeihaft wird. Im Faite der vermu­
tenden Tatsache führt aiso das ,,non ihjuet" dahin, daß das Gericht die 
Verwirkiichung der vermutenden Tatsaciie nicht fcststeiit. Beim Beweis 
der vermutenden Tatsache erfordert das Gesetz eine voiie Sicherheit, 
einen voiien Beweis. Im Faiie eines voiien Beweises steiit (ias Gericht 
nicht durch Foigerung o<ier durcii Würciigung der Beweise den ver­
muteten Tatbestand fest, sondern das ist eine Rechtsanwendung außer- 
haib des gerichtlichen Ermessens.
im Rahmen der Gegenbeweisführung kann nicht nur bewiesen wer­
den. daß der vermutende Tatbestand nicht eingetreten ist. sondern auch, 
daß die Verwirklichung des rmaa/c/en Tatbestandes fehit. D.h. es kann 
gegenüber der Vermutung im ZGB $ 488 Abs. 2 bewiesen werden, daß 
der Frachtbrief nicht vom Frachter unterzeichnet wurde, ferner, daß die 
Ebernahme nicht am Tag der Enterzeichnung des Frachtbriefeserfoigt ist. 
Ebenso kann im Faiie von§ 2ö3 Abs. 2 nicht nur bewiesen werden, daß 
die Vertragspartei kein Angehöriger dessen ist, der einen Vertrag zwecks 
Entziehung der Deckung gescidossen hat. sondern auch das, daß der 
Vertragnichtuncntgehiich war. oder daß der Angehörige nicht büswiiiigwar.
Beim Beweis des Xichtcintrctcns der vermuteten Tatsaciie genügt 
nicht, heim Gericht Zweite) zu erwecken, sondern cs ist eine voiie Bc weis- 
führung erferderiieh, daß von der Feststeiiung des vermuteten Tatbe­
standes abgesehen werden kann, da ja im Faiie des Beweises des ver­
mutenden Tatbestandes die Feststeiiuug der vermuteten Tatsachen 
aufgrund der Rechtsnorm bindend ist.
Die gesetziiehe Tatbestandvermutung äae/cr/ c//e d a ­
durch, daß sie eien la tb e s ta n d  verdoppcit und sich mit dem Beweiseines 
außerhaib des ursprüngiiehen Tatbestandes liegenden anderen Tatbe­
standes begnügt, ohne aber eien unmittetbaren Beweis des Bestehens des 
ursprüngiiehen Tatbestandes auszuschiießen. Diese Vermutung verrin­
gert cias Risiko der Beweisführung, ändert aber nicht die Teitung der 
Beweisiast. Die Wahrhe it des vermuteten Tatbestandes muß Seite ns jetc-r 
Bartei bewiesen werden, für weiche die Vermutung spricht. Dadurch 
daß der Gesetzgetier sich mit dem Beweis der vermutenden Tatsaciie 
begnügt. ..kehrt" er die Beweisiast. zumindest die in objektivem Sinn 
genommene Beweisiast. nicht ..um". Wenn man vom Emkchren der 
Bcweisiast überhaupt sprechen kann, so kann es sich nur um die Em 
kehrung der sog. in subjektivem Sinn genommenen Beweisiast handein, 
d.h. darum, daß jene Partei die Beweismittei. die cias Xirhteintretcn 
der vermuteten Tatsache beweisen, liefern muß, gegen die ciie Vermutung 
spricht. Aber auch ohne Vermutung verhütt es sich so, daher hat das keine 
Bedeutung.
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Eine gc.s'c/.-Jh'/a; d.h. wenn die Rechtsnorm
von einer Tatsache au f  ein Recht, au f  ein Rechtsverhältnis folgert. ist 
im ZGB nicht xu finden. Jene Rechtsnormen, die a)s soic-he betrachtet 
werden, sind ihrer Konstruktion nach keine Vermutungen, sondern 
Regeln der Beweisest.'" Wir behandeln diese Frage noch eingehend 
weiter unten.
Im  FGB kommen mehrere Rechtswirkungvermutungen vor. § 27 
vermutet das Bestehen des gemeinsamen Eigentums der Ehelaute, wenn 
sie die Sache während des Bestehens der Ehe gemeinsam oder auch ge­
trennterw orben  haben. Das vermutete Recht ist die Eigentumsgemein­
schaft der Eheleute, die vermutende Tatsache der Erwerb während der 
Lebensgemeinschaft. FGB§§ 35, 38 und 39 verfügen über die Vermutung 
der Vaterschaft. Das vermutete Rechtsverhältnis ist in allen drei Fällen 
das Familienrechtsvehältnis zwischen Vater und Kind, ln § 35 ist die 
vermutende Tatsache das Bestehen des Ehebandes zwischen Mann und 
Frau zumindest während eines Teils der Empfängnisxeit des Kindes. 
Das Gesetz befreit vom Beweis eines Elementes des vermutenden T a t ­
bestandes, von dem der Empfängnisxeit, durch eine Regel bezüglich der 
Bewcislast. in welcher ohne Beweis jeglicher tatsächlichen Voraussetzung 
die Empfängniszeit bestimmt wird. § 35 gibt also einen mit einer Regel 
über die Verteilung der Beweislast kombinierten vermutenden T a t ­
bestand, und der Beweis jeder der beiden löst die Rechtswirkung aus.
Bei einer gesetzlichen Rechtswirkungsvermutung ist der vermutende 
Tatbestand zu beweisen, und im Falle seines Beweises folgert die Rechts­
norm selbst auf das Bestehen oder Nichtbestehen irgendeines Rechtes 
(Rechtsverhältnisses).
Das Gegenteil des rcraodcaJca Tatbestandes, sein Nichteintreten, 
kann bewiesen werden. Das non lifjuet schließt auch hier die Feststellung 
des Eintretens des vermutenden Tatbestandes aus, es ist also eine 
Beweisführung erforderlich. Die Rechtsnorm, die eine gesetzliche Rechts­
wirkungsvermutung enthält, läßt den für die Auslösung der Rechtswir­
kung unmittelbar geeigneten ursprünglichen Tatbestand fort. Ein solcher 
fortgelassener ursprünglicher Tatbestand ist x.B. im halle des hGB § 35 
die Tatsache de)- Empfängnis der Mutter vom Gatten. Es wäre vielleicht 
richt iger, wenn wir in diesem Falle den ursprünglichen Tatsbestand lie­
ber tatsächlichen Tatbestand nennwürden, der bei den Rcehtswirkungs- 
vermutungen offensichtlich deshalb fntgelassen wird, weil der unm itte l­
bare Beweis fast unmöglich wäre. Deshalb enthält der gisetzliche la t-  
bestand nur die vermutenden Tatsachen, im Gegensatz zu den T a tbe ­
standsvermutungen. wo auch der ursprüngliche Tatbestand angegeben 
ist. der die Rechtswirkung eigentlich auslöst.
Das Fehlen des ursprünglichen tatsächlichen Tatbestandes bedeutet 
aber nicht, daß der Beweis solcher Tatsachen ausgeschlossen ist. die das 
dieses in der Rechtsnorm sinngemäß enthaltenen T atbe­
standes beweisen. Die Gegenbeweisführung ist also auch gegen den in 
der Rechtsnorm nicht geschriebenen tatsächlichen Tatbestand möglich. 
Das geschieht in den Vaterschaftsproxessen, wenn bewiesen wird, daß die
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Vaterscieaft des (hatten. o(ier des Bekiitgten in einen) Prozeß wegen Fest 
steüung der Vaterschaft aufgrund der B iutgruppenuntersuchung aus- 
gesci)iossenist.
Die Beweisführung, die die \*erwirkiichung des /r/Z-wr/dhAca 7Vd- 
Aey/enM/esausschiießt. nmß aber r'V/.s'/ülc/g/A'r/a. Wenn gegen (iie  ^erw irk- 
fichung des tatsächiichen Tati)estan(ies ])ur Zweifeierweckt werden, kaut) 
das an siet) nicht das Außerachtias^en der Rechtsw irkung zur Feige haben, 
wenn der verm utende T atbestand bewiesen wurde, weil die Rechtsnorm 
die Rechtsw irkung zum verm utenden T atbestand gebunden hat.
Das Gericht kann gegen die Vermutung auch von (OH/.wvyen G e"tn- 
beweisführung verfügen. Die Vermutung befreit das Get ickt nicht %on 
der V erpach tung , (iie Feststeiiung des tatsächtiehen Tatbestandes e r­
reichet) zu weiten. Die W ahrheit der vennuteten  Tidsacitc o tie r tia s  
Bestehet) (ies verm utetet) Rechtes kant) t)ur (iantt festgesteiit wenien. 
wenn das Gericht die .Viögiichkciten de) Beweisfü!)rung vo)) amtsweaen 
ausgeschöpft und das keinen Erh iggei)racl)t hat.
i^ie Vert)iutung beschränkt die freie Erw ägungsbercihtigung cies 
Gerichtes, weit im Faiie der W ahrheit der vermutencicn Tatsache eine 
verpfiiehtende Foigeruttgsregei aufgesteiit wird, die nur durch Beweis 
cies Gegenteiis außeracht geiassen wertien kat)n.
Es war im Zusammenhang mit den Vermutungen eine eie) u m strit­
tene Frage, ob jette Partei, für (iie (iie Vermutung spricht, das Eintreten 
der verm utetet) Tatsachen behaupten muß'*, (d e r  das Gericht ver- 
p f fic h te tis t, es infotge eier Vorschrift der Rechtsnorm  bis zum Beweis 
des Gegenteiis ais wahr zu betrachten ttnei ais Grundiage der E ntschei­
dung anzunehm en. Das war eine unfruchtbarer Streit um die sog. Be­
hauptungslast, weit (iie verm utete Tatsache auch in einem un ter der 
Verfügung der Parteien stehenden, au f  der Veriu.ndiungsmaximc beruhen­
den Prozeß in Betracht gezogen werden m ußte, in unserem reitenden 
Recht ist diese Frage in ZPO § 12] eindeutig geiöst.
3. Die gesetziiehen Vermutungen müsset) von den Akyr/n de/- Tcf/aay 
der //ctrcns'/n.s'/. und von einigen anderen Erscheinungen oAyeyrea-/ a-(r(/cn. 
eiie n)it eiet) Vermutungen verw andte Züge aufweisen.
Ais erstes befassen wir uns mit eiet)) Prcbiem eier sog. in to im s- 
wahrieeit. Die B3nent)ung stam m t von Z/ig/rr'". eier inneriiaii) der Ver­
m utungen dieser Erscheinung eine reiative Selbstänciigkcit sicherte.
Die erste Frage ist (iie. weiche Erscheinung ais interim swahr- 
h c itz u itc lr a c i ) te ) ) is t .  Wir begegnen sohhen Rechtsnor)))en, in(iene)) 
zw ar ein zur Auslösung (ier Rechtsw irkung geeigneter Tatbestand  auf­
genommen ist. aber (ier Gesetzgeber verfügt, daß der Tatbestand ohne 
jede)) Beweis ais wahr, ais eingetreten zu betrachten ist. bis dessen 
Gegenteii bewiesen ist. Eine soiche Regei en thäit z. B. ZGB § i), wonach 
ais Zeitpunkt der Empfängnis (ier von (ier Gehurt zurück aerechncte 
3ü<). Tag zu betrachten ist. aber bewiesen weiden kann, daß (iie Em pfäng­
nis früher oeier später erf< igt ist.
Manche haben diese Rcgch) iiirc inc sa heinbare, andcrefiire inew irk - 
jiche Vermutung-". Das ist dadurch begründet, daß (ier Gesetzgeber in
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solchen Rechtsnorm en nur den von ihm verm uteten T atbestand  angibt, 
ohne dessen Feststellung an einen verm utenden T atbestand  zu binden, 
fotgiich erweckt diese Erscheinung den E indruck einer unvollständigen 
Verm utung.
Es ist nicht zu bestreiten, daß hinter der Schaffung dieser R echts­
norm en im allgemeinen eine Vermutung verborgen ist, d. h. der Gesetz­
geber ist aufgrund eines bedingten Urteits zur Interim sw ahrheit gekom ­
men. A'r Aa/ o&er ?McA% ;'a A'or/a einer Fe/vaafany in  die 7ieeA/.s'- 
nor?n einye&nn/, ae ii er eine andere K'iri'Mny zn erreirAen AcaA.sicA/iy/e, aig 
?nd den Fernin/nnye?!.
Das Ziei der Interim sw ahrheit genannten Erscheinung ist die 
Teiiung, die Regelung der Beweislast. Es können zwei wesentliche 
Unterschiede zwischen Verm utung und Interim swaiirheit beobach­
te t  werden. Die Interim sw ahrheit erfordert nicht den Beweis des 
die Rechtsw irkung auslösenden Tatbestandes, sondern Add iAa a priori 
y?'/r a,'nAr, d. h. befreit von der Beweisführung und regelt dadurch dem 
Wesen nach die Beweislast, verteilt sie. Es handelt sich nämlich über­
haupt nicht um die Unbeweisbarkeit der als w ahr betrachteten  Tatsache. 
Eine solche Rechtsnorm  ermöglicht nicht nur die Tatsachenfeststellung 
ohne Beweis, sondern verpflichtet das Gericht direkt dazu, wenn nicht 
das Gegenteil bewiesen wird. Dadurch hebt die Rechtsnorm  das Beweisri­
siko bezüglich der als wahr angenommenen Tatsache auf.
Wenn jemand au f solche Tatsachen seine Ansprüche begründet, 
so muß er es nicht beweisen, und ebenso verhält es sich, wenn er als Be­
k lag ter seine Verteidigung au f solche Tatsachen begründet.
R/&-S betrachtete auch diese Regeln als Vermutungen^*. Darin kön­
nen wir mit ihm nicht übereinstimmen. Darin aber, daß die eine In te ­
rim swahrheit enthaltende Rechtsnorm in Form  einer H auptregel- 
Ausnahme ausgedrückt werden kann, ha tte  er recht. Der Gesetzgeber 
liebt nämlich dadurch, daß er den die Rechtswirkung auslösenden T a t­
bestand oder das Tatbestandselcm ent von vornherein für wahr annim m t, 
aus dem Kreis der zu beweisenden Tatsachen heraus und belastet mit 
dessen Gegenteil den Gegner.
Die Rechtsnorm bezeichnet in der Regel die Interim sw ahrheit, d. 
h. die für wahr angenommene Tatsache mit dem Ausdruck ,,ist zu 
verm uten". W ahrscheinlich hat auch dieser Ausdruck zu der Meinung 
beigetragen, daß es sich um eine Vermutung handelt.
Jene Feststellung von Plösz^-, daß diese Erscheinungen auch in 
Form einer Hauptregel und Ausnahme ausgedrückt werden können, 
ist sehr einfach zu beweisen, wenn würden alten zivilrechtlichen G esetzent­
w urf (M tj)§ 1796 Abs. 2 mit ZGB § 611 Abs. 3 vergleichen. Der genann­
te  § des Mtj verfügt: ,,Die Vermutung ist die, daß der Nachlaß kein 
Rückfallgut, sondern Errungenschaftsgut ist." D asZG B  verfügt folgend­
erweise: ,,Dcr R ückfallscharakter des Vermögensgegenstandes ist von 
demjenigen zu beweisen, der darau f unter dem Titel Erbanspruch e r­
hebt." Das, was im Mtj. m it dem W ort ,,V erm utung" ausgedrückt war, 
ist nun durch einen unm ittelbaren Hinweis au f die Beweislast ausge-
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drückt. D erSinn und die W irkung beider Regehi situ] (tiesetben. t)araus, 
daß der R iickfahscharakter (tes Vermögens zu beweisen ist, fotgt sinn- 
gemäß, daß (ter XietU-HiiekfaHsetnuakter. (t. h. der Errnngenschaftsctia- 
rak te rn ic tit bewiesen w oden  muß.
W angetseincrsotctien tlestintnm tigtnüßte j"<te Partei ütren Ansjutieti 
beweisen. t)erjet¡ige.(tersicti aní den Et'rungensctiattsc));u'akter(]es Vet- 
mögens tieriefe. tniißte fien E rrungenschaflseharakter, (terjenige, <ter 
siet) aní den Rückfattsctiarakter. müsste tetzteren tieweisen. Die Rectits- 
nom i zwingt aberdiest)exii<:]i(h jene Partei xur Beweist! hrung, über­
träg t jener t^artei <tas Risiko <!er Beweisfütitung. der siet) ;tttf den Ritek- 
ta))s< tiar;tk terdes \(umöge)is berni't.
Die gesetzti(!ien \erm utungen  kot))ien in tun))) einer Hau])trege) 
nn(tA t)snalt)iietii<)itausge(t) tt( k tw er(ien . weit sie k< ine tiegetn (ter Ver- 
teitung (ter Beweistast sind. P /03* irrte si< hfta)in , daß er die tn to im s- 
w;)t)i!ieiten. die Regetii(ter Beweistast sind, zu den \Trnm <ungeiirecti 
nete.
Eine der Rectitsw itkutigverm utnng ätm tidie Ersttteitutng ist, 
wenn die Rec)i(snoitn<tas Bestehet) irgetxteities Rechtes oder Reetds- 
\e rtiä ttn isses< tm e  Beweis eines Tatbestandes a [ttio rifitr votiaixteti 
o k tä t t .  Wanctie tjetr;i(t)ten (s. Ant)). 1 3 ) .  < ttwotit sie <tas \ortiatxtensein 
<tes ver)))nte)xten 'l'att)estatxtes in (ter Rectitstiortn für ei)) Begriffsete- 
tnetti (ter \ertnu tu )ig  tt atten. ;)ls \er)iiututigen atxti jette Rect)<snottnen. 
(tie (tas tlestetien eines Rectites \< n \< ititiereiti ¡timetitiieti.
Aueti (hese sind keine Vermutungen. sotxtern Regetn der Beweistast. 
Hier ni))it))t (ter Gesetzgeber ni( t)< (tie W atntteit eines zur Hervt rtufung 
einer Riciitsw iiktm g geeigneten 'tatt)estan<tes('))ue Bcweistiittrung an, 
so))(te)'n getit weit^)' utxt nittttnt (tas Bestetxn) (tes Ret tttes. des Rcehts- 
YO'tiättnisses setbst am Wangets eitles vernmtetxtc)) ü ttttestam tes ist 
(tie Wirkutig (heseltte. wie t¡ei (ter (tie W atntieit (tes T;tttiest;))](tes \on  
vornitereit) erkläret)(!en s(g . tnterimswahtlx-it: (tas Risiko der Beweis- 
füt))'tn)gwir(tt)insi('t)t]i('h (tes atstn -ste t'on) erklärten R e(h t(s t)cs titig t-
Einesotctie Regetting (ter Beweisest ist (D nntteg tiindet. wenn die 
Atmahttie (ter Wdhitieit (ter zur Aushisung (ter Rec))ts\\i)k))t)ggeeigtie<en 
la tsac tten  eitle Sctiwierigkeit ttei (ter Attfassung (tes Tentes t)e(teu<en 
würde, wettn tnan (tie W atntteit (tes zur Austösttng der Rectitswirkung 
geeigneten ganzen Tatbestandes annehmen m üßte. S ta tt dessen erktärt, 
(tie Rechtsnorm das Recht ats bestehend.
Hinsotche Bestimmung ist z. B. im XGB§ IV üenthatten. demgemäß, 
wetni d;ts Eigentutnsrectif einei* Liegenschaft oder ( ines atxtercn !h(atuk- 
tionsm ittels zwisctien (tet)) St;mt nt)(t eitler Genossenschaft oder einer 
a n d e re n d rg an isa tio ti.b zw . dem Staat utxt einer Privatperson strittig  
ist, so ist (tas Eigentumsrecht des S taates zu verm uten. Das offensicht- 
tictie Ziet dieser R eetitsnorm ist d e rS c tm tz d e s  staattictien Eigentums 
gegen andere Eigentumsformen. Das hä tte  aucti au f die Weise e rre id it 
wer(te)i können, wenn nacti Wüstet (ter [trovisorischen Wkdtrtieit sämttietie 
Tattiestäixte (tes Eigentumserwertis von vorntierein ats verwitkheht 
angenommen werden. Das wäre aber ziemticli sehwerfättig gewesen. Das
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Ziet war, daß die Erfoigiosigkeit der Beweisführung zu Gunsten des 
S taates ausfallc.
r )  Wir müssen uns noch im aiigemeinen mit der Abgrenzung der 
Regein der Brwcfs/u.?/ von den Vermutungen befassen, da wir auch soi- 
ciien Anschauungen begegnen, weiche die Verteiiung der Beweisiast 
ais Verm utung betraciiten. Es existiert, sogar eine soiche Ansciiauung 
die nur jene Regcin ais Vermutung betrach tet, die ausdrücklich (he Ver­
teiiung der Beweisiast rege in.-''
Die teiiweise oder voiie iiientifixierung der Vermutungen um) der 
Regein der Beweisiast, oder die Verwischung des Unterschiedes kann 
auch d a rau f xuriiekgeführt werden, daß auch der Begriff der Beweisiast 
noch ungekiärt ist. bzw. gegensätxiiche Anschauungen herrschen.
Dem Wesen nach stehen sich drei Anschauungen gegenüber. Nach 
der ersten ist die Beweisiast (he L ast der B ereitsteiiungder Beweismitte]-'. 
Die andere Anschauung unterscheidet zwischen objektiver und subjek­
tiv e r Beweisiast-'. U nter eiern ersteren versteht sie nur das Tragen der 
Foigen der Unbewiesenheit, un ter der anderen aber die Tätigkeit der 
Parteien bezüglich der Beschaffung der Beweismittei. Die d ritte  Ansciiau­
ung betrachtet nur die in objektivem  Sinne genommene Beweisiast 
ais Beweislast-". Die Beweistätigkeit der Parteien und der anderen Pro- 
zeßsubjekte. die Beschaffung und den Erwerb der Beweismitte! häit sie 
für ei ne Bsweispfiicht und trenn t sie von der Beweisiast.
Die Grundiage der Trennung hegt darin , daß die Regein der Beweis­
last keine soiche Regein sind, die irgendeine Prozeßhandiung der Parteien 
regein. Die Rechtsnorm  verteiit die Beweisiast un ter den Parteien unab ­
hängig davon, wer die Beweise bereit gesteht hat oder wer nicht. Die F e i­
gen der Unbewiesenheit werden in der Rechtsnorm  unabhängig von der 
Tätigkeit der Parteien geregeit.
Wie es ohne Bedeutung ist, wer im Fähe der erfoigreichen Beweis­
führung den Beweis erbracht hat — die P arte i, die die Feigen der U'nbc- 
wiesenheit getragen h ä tte , oder ihr Gegner —, so ist auch das im aiige- 
meinen ohne Bedeutung, wegen wessen Verhaiten die Beweisführung er- 
foigios bheb.
Die Verteiiung der Beweisiast — der Feigen der Unbewiesenheit — 
führt das maferiehe Recht au f eine einzige Weise durch: durch B estim ­
mung des Charakters der mit den einxeinen Tatbeständen zusam m en­
hängenden Rechtswirkungen.
Hinsichtiich der Art, des Charakters der Rechtsw irkung u n ter­
scheiden wir zwischen /-cc/P-syr/bn/cin/ea Tatsachen, womit die Rechtnorm  
das Zustandekom men eines Rechtes, eines Rcchtsverhäit nisses verbindet, 
rcc/d.s/oiM/cnaCuTatsaciien. mit denen soiche Rechtswirkungen verbunden 
sind, daß sie auch im Fatie der Verwirkiichung der rechtsgründenden 
Tatsachen das E in treten  der Rechtswirkung verhindern, und /cc/d.sua/- 
Tatsachen, die die schon zustande gekommene Rechtsw irkung 
(Recht, Rechtsverhüiinis) aufheben.
Theoretisch könnte ein Recht ais bestehend nur dann betrachtet 
werden, wenn (he rechtsgründenden Tatsachen verwirkiieht wurden und
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keilte rechtshindernden und rechtsaufhebenden Tatsachen vorhanden 
sind, wenn also ein idealer, als absolut zu bezeichnender T atbestand — 
das E in tre ten  der rechtsgründenden Tatsachen, das Fehlen der rechts­
hindernden und rechtsaufhebenden Tatsachen — bewiesen wurde.
Praktisch kann das nicht gefordert werden, weil das eine G eltend­
m achung des Rechtes unmöglich machen würde. Wir müssen uns also 
mit dem Beweis jener Tatsachen begnügen, die zur Auslösung der bean­
spruchten Rechtswirkung geeignet sind. Die yegeM&ä/x/m/iCM № r/de kommen 
im allgemeinen nur dann in Betracht, wenn auch diese bewiesen wurden. 
Der Beweis ihres Fehlens, ihres Nichtbestehens ist aber nicht die Bedin­
gung dafür daß das Gericht die Existenz, das Bestehen eines Rechtes 
feststellt. ln  einen) Prozeß wegen Rückzahlung eines Darlehens muH z. B. 
der K läger nicht beweisen, daß der Schuldner das Darlehen air/d zurück­
gezahlt ha t. Zum Obsiegen im Prozeß genügt, wenn die Tatsachen, die 
die Forderung begründen, bewiesen werden: das Zustandekom men des 
Darlehensvertrages, die Tatsache des Darlehens und der Betrag des D ar­
lehens.
im Gegensatz zum Zivilrecht verteilt das Strafrecht im allgemeinen 
die Beweislast nicht. Ges. I: 1Ü73§ 3 über das Strafverfahren en thält aber 
eine Bestimmung, die die Vermutung der Rr/taMogäy/cd aufstellt. Diese 
Regel ist ebenfalls keine \erm u tu n g  inyuf7///f7te?H<S';M?i, sondern eine Be­
weislasttegel im Strafverfahren. Diese Regel teilt die Folgen der t'nbewie- 
senheit dadurch auf. daß sie die Schuldlosigkeit des Beschuldigten ohne 
jede tatsächliche Vorbedingung voraussetzt und a u f diese Weise die in 
der Strafsache verfahrenden Behörden mit dem Beweis der Schuld belas­
te t werden. Die Behörden tragen also das Risiko der Beweisführung.
Wenn wir tun) zur früher gestellten Frage zurückkehren, warum die 
Verteilung der Beweislast nicht als eine Verm utung zu betrachten ist. 
können wir feststellen. daß der Gesetzgeber im Falle der Erwiesenheit 
der rechtsgründenden Tatsachen nicht deshalb vom Beweis des Fehlens 
der Geycnrcr/de absieht, weil er deren Fehlen verm utet, sondern deshalb, 
weil die Forderung ihres Beweises — wie wir es schon erw ähnt haben — 
die Geltendm achung eines Rechtes beinahe unmöglich machen würde. 
Das erfolgt also aus zwingende)) praktischen Gründen. Ebenso verhält 
es sich im Rahm en der au f Schuld beruhenden Verantw ortung bei der 
V erm utung der Schuld.
Zu)* \e rte ilu n g  der Beweislast au f eine bestim m te Weise können 
empirische Tatsachen, natürliche Vermutungen den Gesetzgeber bewegen, 
wie sie bei der Schaffung des entschuldigenden Verantwortungssystem s 
eine Rolle gespielt haben konnten. Die Vermutung der Schuld wird aber 
in der Regelung der au f Schuld beruhenden Verantw ortung nicht in Form 
einer gesetzlichen Verm utung verwirklicht. Die Vermutung der Schuld 
ha tte  zur Folge, daß der Gesetzgeber die ,.Tatsache der Schuld" des 
Schädigende)) aus dem den Schadenersatzanspruch begründenden T a t­
bestand hervorhob und in die Reihe der rcchtshindcrndcn Tatsachen 
überführte. Die Vermutung der Schuld diente also als eine prinzipielle 
Grundlage eitler gewissen Verteilung der Beweislast.
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Die Abschaffung des direkten Beweissystems beruhte aber nicht 
nur au f jener empirischen Tatsache, daß der größte Teil der Schadenver­
ursachungen die Foige eines rechtswidrigen Verhaltens ist, sondern der 
Gesetzgeber woiite auch den Beweisschwierigkeiten dadurch abheifen, 
daß er die Rechtswidrigkeit aus dem Kreis der rechtsgründenden T a t­
sachen heraushob und die ,,Schu]d)osigkeit" a)s rechtshindernde T a t­
sache in den T atbestand aufnahm . Er hat hier eigentlich die Beweisiast 
im Vergieich zum direkten Beweissystem um gekehrt. Der Gesetzgeber 
muß nämtich bei der Schaffung einer Rechtsnorm  auch mit den zu e r­
wartenden Schwierigkeiten der Beweisführung rechnen. Das ist au f 
zweiertei Weise zu erreichen: entw eder erieichtert er nu r die zu erw arten­
den Schwierigkeiten der Beweisführung durch Verringerung des Risikos 
der Beweisführung, oder er hebt gewisse Tatsachen aus dem rechtsgrün­
denden Tatbestand  heraus und nimmt sie im aiigemeinen mit entgegenge­
setztem  Vorzeichen un ter die rcchtshindernden Tatsachen auf, d. h . er 
überträg t das Risiko der Beweisführung bezüghch dieser Tatsachen auf 
den Gegner. Letztere Lösung ist die Teiiung der Beweisiast.
4. Die Vermutungen müssen auch von den sog. unbestreitbaren 
gesetzlichen W ahrheiten, mit anderen W orten von den unwideriegbaren 
Vermutungen, ferner von den Fiktionen und den dispositiven Regein ab ­
gegrenzt werden.
Eine irn&M/red&Hre yeseGfir/m tt'u/o/m// (praesumptio iuris et de 
iure) ist keine Vermutung, denn sie en thä lt nur eine verm utete Tatsache 
und auch ihre W irkung au f die Beweisführung ist abweichend von der 
der Vermutungen, sie weicht sogar von den Regein der Beweisiast ab. Sie 
ist insofern den Regein der Beweisiast ähtiiich, daß das Risiko der Bewei­
sführung von dem Schuttern desjenigen genommen wird, der seinen 
Anspruch au f  eine solche Tatsache gründet. Durch Ausschließen des 
Beweises des Gegenteils wird das Risiko der Beweisführung veii- 
komtnen beseitigt, da jede Beweisführung verboten ist. Dem Wesen nach 
ist diese eine so zwingende Rege), die vom Gericht in aiien Fäiien anzu­
wenden ist, und das Gericht ist verpflichtet, die darin enthaitenen T a t­
sachen ais wahr zu betrachten und ais Grundiage des Urteiis anzunehm en.
E inesoiche Regei war ursprüngiieh im FG B § 35 Abs. 2 en thalten , 
wo nur im Interesse des Kindes ein Gegenbeweis bezüglich der verm uteten 
Em pfängniszeit zugeiassen war. Die Gesetzesverordnung Kr. 12 vom 
Jah re  1960 miiderte die Strenge der Rechtsnorm  und beschränkte diese 
E inschränkung nur für den Fali, wenn das K ind vor dem 1. Mai 1960 
geboren wurde. Gegen das Interesse eines Kindes, das vorher geboren 
wurde, ist bezügiieh der verm uteten Em pfängniszeit kein Gegenbeweis 
zulässig. Das ist aber bereits kein praktischer Fail mehr.
Auch im Falie einer F i/th m  können wir nicht von V erm utung spre­
chen. Bei einer F iktion betrach tet die Rechtsnorm  zwei nicht identische 
Tatbestände ais identisch. Die Fiktion weicht also sowohl in ihrer K onst­
ruktion als auch in ihrem Ziel von der Verm utung ab.
Die dt.S'po&'dlre Rege) ersetzt die fehlende Verfügung, d. h. Wiiiens- 
äußerung der Parteien . W enn nichts anderes bewiesen wird, kom m t die
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(iis])()sitive Rcjfe! nur Goítung. Wetiet- itne K onstruktion, noch ihr Zie! 
ist m it den Vermutungen identisch. Die dispositive Rege! wird eiten dann 
angewendet, wenn keine davon abweichende Vereinbarung. Verfirnung 
erfoigt ist.
5. Die Verm utung ist eine spezieüe Form , eine spezieüe Art der 
K onstruktion einer m aterieden zivürechtüchen Rege!. ü ire rA a/w m ach  
ist sie eine m aterieü-rechtüche Rege!-'. Das Zie! der Schaffung einer Ver­
m utung ist nicht die Regeimig der persönüchen und Vermögensverhä!t- 
nisse. das kann auch ohne Schaffung einer Vermutung geschehen. Die 
Tatsache, daß der Gesetzgeber eine Verm utung ansteü t und den T a t­
bestand bzw. das Verhältnis zwischen T atbestand und Rechtswirkung 
au f eine, vom Aügemeinen und Übüchen abweichende Weise konstruiert 
und davon abweichend zum Ausdruck bringt, bedeutet vor aüem, daß 
er bestrebt ist, das Risiko der Beweisführung zu erteichtern. Natiirüch 
bedeutet dies nicht, daß durch die Schaffung einer Vermutung kein a n ­
deres Zie! verfo!gt werden kann. So z. B. in FGB § 35, der prim är eine 
..zivüstandsordnende" Roüe sp ie!t,aber zugieich auch auf die Beweisfüh­
rung einen Einftuß ausübt.
Unserer Ansicht nach ist der S treit über die rechtüche N atur der 
Vermutungen unfruchtbar. U nabhängig davon, ab sie als m aterieü- 
rechtüche. oder a!s verfahrensrechtüche Rege!, oder a!s eine Rege! mit 
zwei Aspekten betrachtet wird. -  Tatsache ist und b!eibt, daß sie in ma- 
terieü-rechtlichen Regein enthaften ist und sich mit dem au f die Beweis­
führung ausgeübten Einftuß das Verfahrensrecht befaßt.
F U S S X O T E X
' ,s. ITMy/p/ -  A'w.sc M agyar Po lgári Jo g  (U ngarisches Z iv ilrech t) B u d a p es t. 19G5,
pp. S7 -  88.
3 in  d e r  ung arisch en  L ite ra tu r  des sozialistischen  Z iv ilv e rfah ren srech te s  b e faß te  
sich m it dem  P ro b lem  d e r  V erm u tu n g en  am  e in g eh en d sten . S. „ B iz o n y ítá s  a
polgári p e rb en "  (B ew eisfü h ru n g  im Z iv ilp rozeß), B u d ap es t, 1956, pp. 103 ff. 8 . no ch  
A'fUYÚ'.s.' A b izo n y ítás i te h e r  v ise lésének  főbb  kérdése i a  P o lgári T ö rv én y k ö n y v  szem szögé­
ből (H a u p tfra g e n  de r T rag u n g  d e r B ew eislast vom  G esich tsp u n k t des Z iv iigesetzbuches) 
Jo g tu d o m á n y i K ö z löny , Hifi!, K r. 4. pp . 2Hi —217.
3 S'. R t'rd/y.' A védelem  és a  véd ő  a  b ü n te tő  ügy ek b en  (D ie V erte id ig u n g  u n d  de r 
V erteid iger in den  S tra fsach en ) B u d a p e s t. H)fi2, p. Hl. ff. und  a u s  d e r sow je tischen  L i­
t e r a tu r  Az an y ag i igazság ta n a  a  b ű n v á d i e ljá rá sb a n  (L ehre  d e r m aterie llen
W ahrheit im  S tra fv e rfa h ren ) B u d ap es t, H lö l, pp. 222. ff.
' Von den  bürgerlichen  P ro z e ß re c h tle rn  s. P/ósz.- A tö rv én y e s  védelem  term észe te  
(X a tu r  de r gese tz lichen  V erm utung) Ö sszeg y ű jtö tt do lg o za ta i, B u d ap est H127, p. 164. 
und  l/nyyary.- Ö sszeg y ű jtö tt do lg o za ta i (G esam m elte  A ufsätze) B u d a p es t, 1942, B d. I ,  
p. I I ) .  In d e r d eu tsch en  b ü rgerlichen  p ro zeß rech tlich en  L ite ra tu r  zwei M onographien  
diesem  T hem a gew idm et. S. P u rcM erd .' Die Z ivil is t ischen P rä su m tio n en , W eim ar 1866, 
u n d  //edfOMamt - D ie V e rm u tu n g  n ach  dem  H ech t des D eu tschen  H ciches, J e n a . 1904.
' Die V e rm u tu n g  (p rae su m p tio ) ist schon  im röm ischen  H echt ein b e k an n te r  Be­
griff. Sie en tw ick elte  sich im k anon ischen  Hecht zu  e inem  w esen tlichen  F a k to r, d e r  das 
B ew eisverfahren  regelt. Matt su c h te  d a s  P rob lem  d e r Ho w eislast d u rc h  S te llu n g  von  
V erm utungen  zu lösen. D em zufolge e n ts ta n d e n  zahlreiche V erm u tu n g en . Diejenige P a rte i 
m u ß te  die B ew eisfüh rung  beg innen , iü r  deren  T u tsac h o u b ch a u p tu n g en  keine V erm u tu n g  
sp rach . Die V e rm u tu n g  b e fre ite  also von de r B o w cistüh rung  allein  a u fg ru n d  eines w ahr-
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sch ein tifhon , v e rm u te te n  T a tb e s ta n d e s  u n d  zw ang die G eg en p a rte i ru m  Bew eis des 
G egettteils d e r v ertttttie te tt l'tttsttctte. A us dem  A u fc in an d ert reffen  d e r e ittttttfk r w id e r­
sp rech en d en  V erm utungen  entstand<-n w eitere Problem e. His A nfan g  des ]!). J a h rh u n d e r ts  
h a tte n  die V erm u tu n g en  a ls H ew cisregch, eitte gt-ftße B edeut ttttg. tb e  m ittf la ttc r lic h e
A n s c h a t tm ) g i 'u / t tM ! tn a t ie u ) u m g tn i td e t ) V c r ) n t t t tm g < 'n d r a n g a t* r n ic ) i t  m ein' in die
bitrgerlichett B ecitte  e in . S. eittgehettd  Z/t'usz/.y. A b izo n y ítás  eh ta 'k  te  (B ie  I heorie de r 
B ew eisführung) B u d ap es t. 1875. pp. 144. ff-, fe rner eitte  sein' ttttsführliche h is to risch e  
U b e rs ic h tl te i /f f fB ín n H H .'o p . c it. pp . 3 - 1 1 1 .
c /¡'ascafarg. Bie B ew eistast. M üncttett uttti B eriitt. t905 , 3. A ttsgttix ', p. 199. 
t Vgi. furAu.s.' op . c it. pp . 103. ff. ttttd /\orficA*.* op . c it. p. 2 !7 .
t*S. itt d iesem  Z u sam m en h an g  den A u tsa tr  d es \e r ta s s e r s :  A b izo ttv itási te h e r  es a 
b izo ttv itási k ö te leze ttség  fogalm a a po tgári perix 'n  (ffegrifl d e r  B ew eislast ttttd d e r B e ­
w eispflich t itn Z ivitpro/.eß) A c ta , B ti. X tV . B ufiapest t972 , p. 133.
" W ir h a tten  das Z ita t  dem  schon  e rw äh n te n  W erk  von A 'tró/y en tn o m m en , s. p. 20. 
to Mit de r iogischen K o n s tru k tio n  d e r V erm u tu n g en  b e faß te  sich  A trá /y  e ing eh en d  
in se inem  schon  z itie rten  W erk.
" o p .  c it. p . 223.
*-<S. B a rA as .-o p .c it.p . 45.
Bo.seaAcrg italt <iie A uftta tune  de r v e rm u ten d e n  und  d e r v e rm u te te n  T a tsa ch e  itt 
die H ech tsnorm  fü r ein  bestim m en d es K rite riu m  d e r \  e rm u tu n g . t .r  b e tra c h te t  a b e r  a u ch  
d ie H ech tsw irk u n g sv erm u tu n g eu  oh n e  v e rm u ten d e n  T a tb e s ta n d  a)s \  e rm u tu n g  in tach - 
fichem  Sitin , d am it d u rch b rich t e r seine eigene B egriffs ttestim m ung . 8 . op . c it. p. 2 3 i.
"  Vg). A trá /y ; op. c it. p. 25-, und  Bzt/agyt: A veteknek  és rokon jetensegeik  (B ie V er­
m u tu n g e n  ttttd ih re  v e rw an d te n  K rscheintm gen) B u d a p es t. 104t. p. 24.
Bern W esett nach  ist au ch  Aoráe.s d ieser A uffassung: op . c it. pp . 2tO  21 <.. tt ac/;.* 
Die tfew eistast nttett dem  B itrgertichen Gesetzttueta-. S. Z eitscttriH  fü r d eu tsch en  t'iv it- 
p rozeß  tb l. X X fX , B 'rü t t.  1901, p. 3< l.
'" V g t.  BztVágyt'. op . c it. {<]). 14 — 15.
A ts sotette wird ZG B  ^ 192 Abs. 3 e rw äh ttf. B as ist tttter keine V erm u tu n g , so n ­
d ern  eitte B ew eislastregfh  ..Solange de r gegen den B esitzer a u f tre te n d v  In te re ss ie rte , de r 
K läg er ke in  H echt bew eist, is t d e r  B esitzer d av o n  b e fre it, d ie  H e ch tm äß ig k e it se ines 
B esitzes zu  bew eisen". S. Bä.szärMu'ztyt —A'agy a n d  Berná/ft.' B irto k  cs b irto k v éd elem  (Be- 
s itz  u n d  B esitz sch u tz). B u d ap es t, t 9 0 4 ,p . tO 3 .
'^ B .  Bfósz. op . c it. [t. t0 7 .
B. Bo.scn'ttrg. op . c it. p . 207. A nnt.
-"B z /ad tfs b e tra e t t te t  d ie  )ttte rin tsw :d trh e it a ts  eitte A rt d e r 4 e rm u tu n g : 
M agyttr m ag án jo g  (U ngarisches H riv a trech t). B u d a ]e s t .  I. H eft p. Í49. Attch dfftgyary 
is t d a s , w as itn aligettteinen In terim sw ah rh eit g e n an n t w ird , c n tw e d e re in e g e w ü h n -  
tiche V e rn tu lu tig .o d e r  e ine  erk liirem le  H eg e l.o d er f i n f s o lc h e t t e g e i .m d e r d ie B e tv e is ta s t  
R ach ttesonderett G esich fsp ttttk ten  festgestfttlt wirtt. S. A n tag y a r po tgári {teres e tjá rá s  a la p ­
ta n a i (G rttn d leh ren  des u n g arischen  Z iv ilp ro zeß v erfah ren s). B uda]test. !898. [t. 244. ,S. 
noch  tliesbezttglich Bfaattyfr.* Z iv ilp rozcßrech t, B tlitt (tö ttittg e ti H e if ll l te rg , HI03, 
pp . 334 — 333.
O p. c it. p. t7 t .
^  O p. c it. ]t. I 00.
8 . ttebett de r Atttn. tő  ttoch Bfir^/y.' M ttgyar jtotgári perjog  (U ngarisches Z iv ilp ro ­
zeß rech t) B u d ap es t, t!)4ti, pp . 203 — 204.
4 fagyért/ kann  d a h e r h ier e ingereih t wertlen. 8. dfagyary-.Vfz.'-'a/ot'.'.-z/.y.' M agyttr
{)olgár i ] )< ' r j )g( t ' ngt t r i schesZivi ) i t roze .HroHht )Bud: tpcs t ,oht to . )ahresnngahc .  ]'. 3M9. Dem
W esen nach  sp rechen  ttttch Afc.szfca.yt und  B arf/y  itt d iesetn  Sinn vott d e r  B ew ejslast. S.
Afc.szféayt. B e v e z e té s  t t p f j l g á t i  p e r r e n d ta r t á s h o z  (K i t t f t ih ru u g  itt d ie  Z iv i lp r o z e ß o r d n t tn g )
fb td a[.o st. 1911. pp . 227. ff. ttttd B arJ/y .-op . c i t .p ] ) .  23S. ff.
B as schon  e rw äh n te  W erk von f.'owaftcrg gibt eitte g rü ttd lich c  Ü bersich t ü b e r d ie
T h e o r i e d e r t t o w e i s t u s t  i t t s u b j e k t i v c m u m l o h j o k t i v o t n R i t m .  8. op.  c i l . p .  24.
'-'tt .8'. Bar/.a.s; o[t. c it. p]t. 125. ff-, fertter d a s  z itie rte  W erk fies V erfassers.
/'fősz b e tra ch te t die V erm utungen  als m aterie ll rech tlich e  tiegeh t. 8 . <tp. c it. p.
)09 . X achB z'nfM -.'ist . ,d c r in n c r f K c t 'u d o r V f r m u tu n g d o c h v o n p r o r o ß r o c h th c h c m ( 'h a -
r a k te r m t i ts o m i te i t te B c w e iK re g f l" .  8 . o]t. c it. p. lo l .
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Д - Р  ДЮЛА ВАРГА 
адыонкт
П РЕЗУМ П Ц И И  И ИХ В Л И Я Н И Е  НА Д О К АЗЫ В А Н И Е
(РЕЗЮ.МЕ)
В введении научной работы автор устанавливает, что в литературе сонмал-
ПС!И'К?СК()[0 !рЛЖДЛНС!\(Н() ПроцСССЛ СИ()рны\\ И()Г!роС()\1 ИВЛЛС1СЯ ПОИИТМС ЩТСЗУ-
мпцпй, их Н.1ПЯНИС на доказынаннс !! их нранпнон характер.
По мнению автора мы можем говорить о законной презумпции в специальном 
смысле зто!о слова, если законодатель включает в норму права оба тезиса условно­
го логического суждения: презюмирующий и презюмируемый тезисы. В зависи­
мости от того, является ли презюмируемый тезис фактом или правом, мы можем 
различать презумпцию законного состава и презумпцию законного правового ieii- 
ствия.
Общей чертой обоих видов законных презумпций является то, что законода­
тель хочет облегчить ожидаемые трудности доказывания. Хочет понизить риск 
доказывания. Это настоящая пе ть и сущность создания презумпций. Законодатель 
оолс! чает доказывание таким образом, что удваивает состав и к первоначальному, 
трудно доказываемому (презюмируемому) составу прибавляет дополнительный] 
легче доказываемый (презюмирующий) состав. Если презюмирующий состав до­
казан, он считает случившимся ч презюмируемый состав. (При презумпции закон­
ного правовою действия же он считает существующим определенное право '
Многие считают презумпцией п явление, когда норма Уже априори признает 
депствительным онределенныйфакт без всякого доказывания, и суд может уста­
нови) ь отличающийся ог этого состав только тогда, если было доказано противо­
положное фактам, считающимся нормой существующим и случншнпмся. Некоторые 
называют это явление ,,временной истиной".
По автору это явление -  не презумпция, а правило разделения бремени до­
казывания в вещественном смысле. Пока презумпция вместо первоначального сос- 
<лва дае) возможное) ь для доказывания другого состава, то тот факт, что законный 
сооав считается априори суиюствуюшим, освобождает от доказывания и этим ис­
ключаются вредные последствия бремени доказывания, недоказанности. По сумсст- 
чу здесь законодатель косвенно принуждает другую сторону к доказыванию про­
тивоположного фактам, считающимся существующими. Значит, положение такое 
якобы о)) включил противоположный фактам, считающимся действительными,' 
состав - в зависимости от данного состава -  или в факты, препятствующие и in 
в факты, прекращающие право.
Нжое прямое регулирование бремени доказывания в вещественном смысле 
обосновано в том случае, кода часть нравосоздательных фактов сталкивается с 
непреодолимыми трудностями.
Автор с ч)) гас г презумпцию свойственным методом регулирования имущест­
венного нрава. Следовательно презумпции только формально является нормой 
имущественного права. По ее сущности и содержанию она правило доказывания, 
пельюккоторого является не регулирование личных и имущественных отношений] 
а облоченис ожидаемых трудностей доказывания. Это достилается таким образом, 
что законодатель уже в рамках закона делает вывод из презюмирующего факта о 
презюмируемом факте и это предписывает обязательным и для судов.
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f.Ks )'KHsom"noxs ET t .n t t  fxn .c  t:\ct; su a  i, \  uam  vn
p a r
G Y U L A  VARGA
n iittire -a s s is tan t à  la  C haire de  P ro céd u re  civite A ta t 'a c u tté  de  D ro it de  l 'U n iv e rs ité  
.. Kot v os L o rá n d "  de  B u d a p es t
R É SU M É
Un guise  d 'in tro d u c tio n  f a u te u r  établit, que ta n o tio n  d es p ré so m p tio n s, le u r  in ftu -  
ence su r  la  p reu v e  e t  teu r n a tu re  ju r id iq u e  so n t des p ro h tèn ies d o u te u x  m êm e d a n s  ta  
d o c tr in e  d u  d ro it ju d ic ia ire  so c iah ste .
P o u r  f a u te u r  on  peut p a r te r  de ta p réso m p tio n  prise au  sens spécia l si te tég is ta te u r 
m et d a n s  ta no rm e  ju r id iq u e  to u te s  tes d e u x  thèses d 'u n e  p ro p o sitio n  togique c o n d itio n - 
nette: ta  thèse  à  p ré su m er e t  ta thèse  p résum ée. C 'est à co n d itio n  que ta th èse  p résum ée 
so it un  ta it ott tu. d ro it que fo n  p e u t fa ire  ta d is tin c tio n  e n tre  tes p ré so m p tio n s c o n ce rn an t ta 
m a té r ia h té  des fa its  e t t'e ffe t tégat d u  d ro it.
Le tra i t  com m un  de to u te s  tes d e u x  so rtes  (tes p ré so m p tio n s  tégates vise à  fa c itite r  
a u  tég is ta teu r (te su rm o n te r  tes d ifficu tté s  que fo n  p e u t a tte n d re  d e  ta p reu v e . U v e u t 
ré d u ire  te risq u e  (te ta p reu v e. C 'est p ro p rem en t te h u t e t  te sens de  ht fo rm atio n  de  ta 
p réso m p tio n . Le tég is ta teu r facitite  ta p reu v e  en  re d o u h tu n t ta  m a té r ia h té  d es fa its  e t  en  
m e tta n t  à  co té  de ta m a té ria h té  des f a its  o rig in au x  (présum é) d iffic iles à p ro u v e r itt m a té r ia ­
h té  des fa its  co m p lém en ta ires  (à p résu m er) facites à p ro u v er. Si ceux-ci son t [trouvés, tes 
fa its  p résu m és so n t consirés av en u s . (Un cas de  l'e ffe t tégat d u  d ro it n 'im p o r te  que] d ro it 
p e u t ê tre  considéré  com m e e x is ta n t.)
B eau co u p  co n sid èren t com m e p réso m p tio n  te phénom ène q u a n d  ta no rm e de d ro it 
t ie n t  un  fa it « p r io r : v ra i sa n s  p reuve  et que te tr ib u n a l  ne p eu t é ta b h r  un fait d if fé ra n t 
de cetui-ci que  si te c o n tra ire  des fa its  considérés ucco tnphs e st p ro u v é . On p a rv ie n t quel- 
q u fo is à  tro u v e r  (tes gens qui ap p etten t ce phénom ène „ v é r ité  p rov iso ire" .
L 'a u te u r  est d 'a v is  que ce phénom ène n 'est p a s  une p réso m p tio n , m ais ta  règte de 
ta  d iv is ion  d u  fa rd eau  de p reu v es [tris au  sens ob jec tif . T an d is  que ta p réso m p tio n  p e rm e t 
la  p reu v e  d 'u n  a u tre  fa it a u  tien de  f  ancien  ne  m a té ria h té  des fa its , ta m a té ria h té  des fa its  
p rév u e  d a n s  ta no rm e de d ro it si on  ta considère  v é ritab le  n o u s  tittère de p ré sen te r  (tes 
p reu v es en  e x e tu an t tes conséquences d é sav an tag eu ses  d u  fa rd e a u  (tes p reu v es e t  de 
¡ 'absence des p reu v es que  fo n  d e v ra it  su p p o rte r . Un v é rité  ott y  v o it que te tég is ta te u r 
c o n tra in t l 'a u tre  p a r tie  à  [trouver te c o n tra ire  (tes fa its  considérés v ra is . C 'est-à -d ire  ott 
se h e u rte  à  ta  s itu a tio n  com m e si te tég ista teu r in sé rait une m a té r ia h té  de  fa its  c o n tra ire  
a u x  fa its  — en d ép en d an ce  de ta m a té ria h té  (te fa its  (tonnée — e n tre  tes fa its  e n tra v a n t  
ott su p p r im a n t te d ro it.
U ne tette  rég tem en ta tio n  d u  fa rd eau  des p re u v e s  prise ¡tu sens o b je c tif  e s t  ju s tif  iée 
où ta p reu v e  d 'u n e  p a rtie  des fa its  re p o san t su r  te d ro it se h e u rte  à  des d iff ic u tté s  in su r­
m o n tab les .
L a p réso m p tio n  e st [tour f a u te u r  un  m ode de ré d ac tio n  spéciale de ta no rm e de d ro it  
m aterié). L a pn-ésomption e s t do n c  une norm e de d ro it m até rie l u n iq u em en t d u  p o in t d e  
vue  form e). M ais q u a n t à  sa su b s tan ce  e t  à  son c o n te n u  ette e st u n e  règte de  ta p re u v e  qu i 
n 'a  p as p o u r b u t  de rég ter des ra p p o r ts  de  p ersonnes ou  de  b iens, tuais de  réd u ire  tes d if f i­
cu lté s  év en tu eh e s  de  ta p reu v e. P o u r t 'o b te n ir  te tég is ta teu r assied d é jà  d a n s  ta  no rtue  d e  
d ro it  ta  conclusion  d u  fa it à  p résu m er a u  fa it ptrésumé ou a u  d ro it  en  ta re n d a n t  o b h g a to ire  
p o u r  tes juges.
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